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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

23.10.1987 

Geschäftszahl 

85/17/0016 

Rechtssatz 

Als rechtlicher Anknüpfungspunkt für die Vorschreibung und Einhebung der Ausgleichsabgabe gilt der 
Ausspruch in der Baubewilliung, um wieviel die Zahl der vorgeschriebenen Stellplätze hinter dem gesetzlich 
geforderten Ausmaß zurückbleibt. Die Bemessung durch gesonderten Bescheid nach § 43 WGG ist für die 
Entstehung des Abgabenanspruches ohne Bedeutung. 


